
 

 

Gabriela Medici stellt die Initiative an der Delegiertenversammlung vor.  

 

Weichenstellung in der Altersvorsorge:  
Volksinitiative für eine 13. AHV-Rente  

Beschluss der SGB-Delegiertenversammlung.  

Die Delegierten des Schweizerischen Gewerkschaftsbunds haben an ihrer Versammlung heute 
beschlossen, in der Altersvorsorge mit einer Volksinitiative für eine 13. AHV-Rente in die Offensive zu 
gehen. Der SGB-Vorstand wird festlegen, wann die Unterschriftensammlung beginnt.  

Die Initiative ist die Antwort der Gewerkschaften auf das immer deutlich sichtbar werdende Rentenproblem: 

 Die Renten der Pensionskassen sinken seit Jahren. Obwohl die Berufstätigen immer höhere 
Beiträge in ihre Pensionskasse einzahlen. 

 Die Rentensituation der Frauen ist besonders problematisch: Sofern sie überhaupt eine PK-Rente 
erhalten, ist diese durchschnittlich nur halb so hoch wie jene der Männer. 

 Die Renten sind bereits erschreckend tief: Die Hälfte aller, die 2017 in Rente gingen, müssen mit 
weniger als 3‘600 Fr. pro Monat über die Runden kommen (AHV+PK-Rente zusammen). 

Deshalb braucht es eine 13. AHV-Rente so wie es für Viele einen 13. Monatslohn gibt. Die Initiative versteht 
sich als erster Schritt hin zu existenzsichernden Renten. Denn wer ein Leben lang gearbeitet hat, soll von 
der Rente leben können. So wie es die Verfassung seit bald 50 Jahren vorsieht. Gerade Frauen sind 
besonders auf eine leistungsfähige AHV angewiesen. Die AHV ist die einzige Sozialversicherung, welche die 
vorwiegend von Frauen erbrachte nicht entlöhnte Pflege- und Sorgearbeit in die Rentenberechnung 
einbezieht.  

Die Initiative ist simpel, aber bestechend: Sie fordert eine weitere Auszahlung der Altersrente, auf die man in 
der AHV Anspruch hat. Das ist auf eine monatliche Auszahlung gerechnet eine Erhöhung der Renten um 
8.33 Prozent. Aufgrund der ausgleichenden Eigenschaft der AHV profitieren die tiefen und mittleren 
Einkommen so am meisten. Für eine Familie, sagen wir einen Tramführer und eine Teilzeit arbeitende Coop-
Verkäuferin mit einem Kind, würde die Initiative rund 300 Fr. mehr Rente pro Monat bedeuten. Die Initiative 
sieht ausserdem vor, dass auch EL-BezügerInnen von der 13. Monatsrente profitieren sollen.  

Die SGB-Delegierten haben zudem beschlossen, dass die Gewinne der Schweizerischen Nationalbank zur 
Finanzierung der AHV herangezogen werden. Im Parlament soll auf entsprechende Mehrheiten 
hingearbeitet werden. Sollte der parlamentarische Weg scheitern, wird der SGB die Lancierung einer 
Initiative zu dieser Frage prüfen.  

Urban Hodel,  

SGB, 15.11.2019, 
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